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Antrag an die Kreismitgliederversammlung am 29.08.2026: 
 

Die Linke jetzt als Kraft der Solidarität und Hoffnung aufbauen.  
Gegen Aufrüstung und Faschismus 

 
Antragstellende: Joscha Bär, Sarah Niedrich, Felix Kosanke, Nico Bludau, Lena Glöckner,  
Florian Kobuß, Alicia Hein, Anna-Lena Löffler, Belinda Meryem Göres, Gregor Hergenhahn, 
Christina van den Boom 
 
Die Kreismitgliederversammlung möge beschließen: 
 
1. Wesentliche Tendenzen unserer Zeit: Katastrophen-Kapitalismus, Neue 
Blockkonfrontation und Hegemoniekrise1 
 
Das westliche Wachstumsmodell stößt an seine Grenzen und produziert immer mehr Krisen. 
Die katastrophalen Folgen des menschengemachten Klimawandels werden immer 
drastischer spürbar und trotzdem wird die (ohnehin unzureichende) grüne Transformation2 
blockiert, ja sogar zurückgedreht. Die US-Vorherrschaft wird durch den Aufstieg Chinas 
abgelöst. Die imperialistische Konkurrenz spitzt sich potentiell noch weiter zu, eine neue 
Blockkonfrontation entsteht und es ist unklar, ob Europa im transatlantischen Block verbleibt 
oder zwischen den Blöcken aufgerieben wird. Die Kriege nehmen zu, die allgemeine 
Kriegsgefahr steigt und die Stellvertreterkriege werden mit neuer Härte geführt.  
 
Die Herrschenden reagieren darauf mit umfassender Militarisierung nach innen3 und nach 
außen, mit autoritärem Staatsumbau4 und immer schärferen Repressionen. Alle Mittel sind 
Recht, um den Machterhalt zu gewährleisten, es wird sogar der Genozid an den 
Palästinenser*innen in Kauf genommen und unterstützt, um Interessen im geopolitisch 
wichtigen Nahen Osten zu sichern. 
 
Das deutsche Wirtschaftsmodell war Jahrzehnte auf Exportüberschüssen aufgebaut, welche 
nun weggebrochen sind. Eine Binnennachfrage (regionale Produkte) wurde durch Ausweitung 
des Niedriglohnsektors (Agenda 2010) verhindert. Entsprechend stagniert die Wirtschaft. Den 
Herrschenden abgerungene materielle Zugeständnisse stehen massiv unter Beschuss (8 
Stunden Tag, Renteneintritt, Grundsicherung, Gesundheitsversorgung, …) oder werden 
bereits zurückgenommen. Statt Aufstiegsversprechen einzulösen, nehmen reale 
Abstiegserfahrungen und -ängste zu, die Regierungen zerschlagen den Sozialstaat, 
strukturell unterfinanzierte Kommunen können einige ihre grundlegenden Aufgaben heute 
schon nicht mehr erfüllen. 

 
1 Hegemoniekrise: Unterdrückte erheben Forderungen und fangen an, die Ordnung in Frage zu stellen, die 
herrschende Klasse verliert Zustimmung für ihr Projekt und setzt verstärkt auf Zwang. 
2 Klimafreundliche Transformation beschreibt die Umgestaltung von Wirtschaft und Gesellschaft, um möglichst 
wenig CO2 auszustoßen. 
3 „Militarisierung nach innen" heißt, dass sich militärische Prioritäten, Logiken und Kriegsvorbereitung immer 
mehr in das zivile Leben eines Landes einschleichen – in Gesellschaft, Wirtschaft, Behörden und Kultur.  
4 Autoritärer Staatsumbau meint: Eine Regierung schwächt mit scheinbar legalen Mitteln (Gesetze, 
Verfassungsänderungen) Schritt für Schritt Demokratie, Gewaltenteilung und Rechtsstaat, um Macht zu bündeln 
und die Opposition zu schwächen. Ein Beispiel ist die Einschränkung von Versammlungs- und 
Informationsfreiheit. 
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Die Rechtsentwicklung der letzten Jahre setzt sich fort, demokratische Rechte werden 
angegriffen, zurückgedreht und das kann als Faschisierungsprozess5 begriffen werden - mit 
noch offenem Ausgang, der auch von uns abhängt. Aktuell können wir eine Normalisierung 
der AfD beobachten. Das bedeutet, dass rechtsextreme Positionen und Akteure als normaler 
und legitimer Teil der Politik verstanden werden. Eine blau-schwarze Regierung wird immer 
wahrscheinlicher.  
Gleichzeitig regt sich vielfach (auch widersprüchlicher) Widerstand: Mietenkampagne, 
Sozialproteste, widersetzen, Antiwehrpflichtsbewegung, Palästina-Soli und mehr. 
 
Und wir? Als Die Linke waren wir länger schwach, die Rechte konnte das politische Feld 
verschieben. Nun haben wir uns in 1,5 Jahren von 3% auf 12% in den Umfragen gesteigert, 
organisieren wieder vermehrt Widerstand und vieles in der Partei hat sich verändert. Wir 
stehen in der Verantwortung diesen Weg konsequent weiterzugehen und dürfen uns keinen 
Millimeter nach rechts ziehen lassen. Statt in staatstragender Regierungsverantwortung das 
Elend mit zu verwalten, ist es unsere Aufgabe, eine klare Opposition zu den Systemzwängen 
und dem politischen Establishment einzunehmen.  
Der Mitgliederboom hat den vorläufigen Peak erreicht, das Potential für die Aktivität vor Ort ist 
allerdings auch kurzfristig noch immens. Zentral für unseren Machtaufbau ist deshalb die 
Frage: Wie können wir mit viel mehr unserer ca. 900 Mitglieder in gemeinsame politische 
Arbeit als Kreisverband kommen, um stark nach außen zu wirken? Einige konkrete 
Vorschläge dazu machen wir unter ‘3. Was tun?’. 
 
Nach dem verpassten Landtagseinzug müssen wir unsere Rolle als außerparlamentarische 
Opposition mit Leben füllen. Als mitgliederstärkster Kreisverband in RLP kommt uns eine 
besondere Verantwortung zu, da wir vor Ort in einer guten Ausgangslage sind. Wir sind 
insbesondere in Mainz politisch stark verankert und werden als politischer Akteur 
wahrgenommen. Dies schlägt sich insbesondere in den Ergebnissen der Kommunal-, 
Bundes-, und Landtagswahl wieder. Bei letzterer kamen ⅙ der Stimmen aus unserem 
Kreisverband. Dies unterstreicht die Bedeutung, die wir auch in Rheinland-Pfalz weit 
einnehmen. Aktivität und Sichtbarkeit werden wir um die konkreten Themen in Stadt und Land 
generieren. Für die Stadt Mainz sind das an erster Stelle die prekäre Wohnungssituation und 
die Lebenshaltungskosten, die klimafreundliche Transformation und Anpassung6 der Stadt, 
die Erweiterung der sozialen Teilhabe und Daseinsvorsorge. Und gleichzeitig ein 
Abwehrkampf gegen Kürzungen und Einschnitte jeglicher Art. 
 
2. Sozialistische Strategie 
  
Klar ist: Den demokratischen Sozialismus, auf den wir hinarbeiten, erkämpft keine kleine 
Minderheit im Parlament oder anderswo stellvertretend für andere. Deshalb mischen wir uns 
strategisch in aktuelle Auseinandersetzungen ein, bauen den linken Pol weiter auf und 
organisieren breite Gegenmacht. 
 

 
5 Der Begriff „Faschisierung" meint eine Entwicklung, bei der faschistische Merkmale und Strukturen sich Schritt 
für Schritt (oder auch ganz offen) in einer Gesellschaft, in Institutionen oder im Staat ausbreiten und festsetzen.  
6 Klimaanpassungen: Maßnahmen zur Abmilderung und Bewältigung der bereits spürbaren und zukünftigen 
Folgen des Klimawandels. 
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Es braucht Kampagnen und Projekte mit möglichst niedrigen Beteiligungshürden, die jeweils 
eine Organisierungsperspektive bieten. Um handlungsfähig zu sein, müssen wir 
gesellschaftliche Dynamiken verstehen, Möglichkeiten erkennen und große, aber erreichbare 
(Zwischen-)Ziele formulieren. Wir brauchen überzeugende Pläne und diese Überzeugung 
müssen wir selbstbewusst ausstrahlen, um Mehrheiten von unten (oder zunächst relevante 
Kräfte) aufzubauen. Wir kämpfen für spürbare Verbesserungen, die aber immer in eine 
revolutionäre Perspektive und Praxis eingebettet sein müssen, damit sie nicht 
systemstabilisierend wirken, sondern die bestehenden Verhältnisse angreifen und verändern.  

Unsere Aufgabe in Mainz / Mainz-Bingen: in den nächsten zwei Jahren unser Profil als Partei 
anderen Typs weiter schärfen und Menschen entlang ihrer eigenen Interessen organisieren 
und gemeinsam Handlungsmacht erlangen.  Als Linke müssen wir uns in unseren Positionen, 
unserem Auftreten und unserer Art Politik zu machen klar von den anderen Parteien 
unterscheiden, um als glaubwürdige Alternative zu den bestehenden Verhältnissen 
wahrgenommen zu werden. Eine Beteiligung an oder eine Tolerierung von einer Regierung, 
welche maßgeblich dazu beiträgt, das Leben von Millionen Menschen schlechter zu machen, 
darf für uns als Linke keine Handlungsoption sein. Daraus würde ein massiver 
Vertrauensverlust für die politische Linke folgen und die politische Rechte schon mittelfristig 
weiter gestärkt werden.   
So verankern wir auch einen emanzipativen Politikbegriff in der Partei, nämlich Politik auf 
Grundlage der Macht von Lohnabhängig zu denken und zu machen (Selbstermächtigung der 
Mehrheit, von unten). Wir haben jetzt die Chance, diesen Politikansatz abseits von 
Wahlkämpfen endlich richtig mit Leben füllen. Dafür braucht es jede*n von uns: alles an Zeit, 
Fähigkeiten, Interessen etc. das wir jeweils einbringen können, wird entscheidend sein. 

3. Was tun? Und vor allem: wer tut es? 
 
In der aktuellen Lage führen wir oftmals Abwehrkämpfe (wie Sozialproteste, Teile der 
Mietenkampagne, Antiwehrpflicht, Bündnisse gegen Rechts), in denen wir aber immer auch 
als organischer Teil offensiv die Eigentumsfrage bzw. transformative Perspektiven einbringen 
werden. In diesem Sinn werden wir im nächsten Jahr praktische Schwerpunkte auf folgende 
Projekte legen:  
 
Wir bauen eine starke Mietenkampagne auf, die auch die Eigentumsfrage in den Mittelpunkt 
stellt, setzen so ein eigenes Thema und beweisen praktischen Gebrauchswert. Ziel ist es 
Erfahrungen gemeinsamer, solidarischer Handlungsmacht zu entwickeln und uns an dieser 
Frage entlang gemeinsamer Interessen zu organisieren.  
 
Den Kampf gegen Rechts führen wir mit unserer sozialistischen Doppelstrategie: Einerseits 
stellen wir uns der extremen Rechte auf allen Ebenen in den Weg und konfrontieren ihre 
Steigbügelhalter damit, dass Neoliberalismus, soziale Ungleichheit und Abstiegsängste der 
Nährboden für die massive Rechtsentwicklung sind. Andererseits zeigen wir Wege zu 
gemeinschaftlichen und solidarischen Alternativen auf und gehen konkrete Schritte in diese 
Richtung. 
 
In Zeiten der massiven Aufrüstung müssen wir Frieden und Antimilitarismus zentral setzen. 
Rund um die Verschärfungen bzgl. der Wehrpflicht zeigt die Jugend Widerstand: diese 
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Proteste wollen wir stärken und aktiv für die Kriegsdienstverweigerung werben. An der 
Johannes Gutenberg-Universität setzt sich u.a. unser Studiverband für die Einführung einer 
Zivilklausel ein, auch dort wollen wir unterstützen. 
 
Die Angriffe auf die sozialen Errungenschaften werden wir nur abwehren (und das Erkämpfte 
perspektivisch ausbauen) können, wenn es uns gelingt, unsere Sozialproteste viel breiter 
aufzustellen. Als Gewerkschaftsmitglieder müssen wir auch verstärkt in diese Strukturen 
hineinwirken und auf gemeinsame, starke Bündnisse und Aktionen hinwirken, um die 
gewerkschaftliche Lähmung durch die Regierung mit SPD-Beteiligung zu überwinden.  
 
Die Klimafrage scheint aktuell in den Hintergrund getreten zu sein, setzt sich aber in immer 
kürzeren Abständen selbst wieder auf die Agenda. Auch in Mainz wurde der Klimanotstand 
ausgerufen, aber seitdem ist nichts Nennenswertes passiert. Das wollen wir ändern, indem 
wir kommunale Entsiegelungs- und Begrünungsmaßnahmen, die Verkehrs- und 
Energiewende, sowie Anpassungsstrategien voranbringen. 
 
Um als erneuerte Partei weiter zusammenzuwachsen und handlungsfähig zu bleiben, legen 
wir ein breitgefächertes politisches Bildungsprogramm auf und schaffen viele soziale 
Räume des weiteren politischen Kennenlernens und gemeinsamen Lernens. 
 
Gemeinsam aktiv werden: Wir sind viele Mitglieder – manche wollen aktiv werden, wissen 
aber noch nicht wie, andere stoßen dabei auf Hürden. Diese wollen wir gemeinsam abbauen 
und eine Atmosphäre schaffen, in der alle politisch aktiv werden können, unabhängig davon, 
welches Wissen oder welche Kapazitäten sie mitbringen.  
 
»Wir können eine Welt gestalten, wie sie die Welt noch nie gesehen hat.« Rudi Dutschke  
 
 
Begründung: 
erfolgt mündlich.  
 


